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Die Bundesregierung hat am 29.04.2026 den Regierungsentwurf zum GKV-Beitragssatzstabili-
sierungsgesetz beschlossen.  

https://dserver.bundestag.de/brd/2026/0256-26.pdf 

Der Gesetzentwurf basiert in weiten Teilen auf den Empfehlungen der Finanzkommission Ge-
sundheit: 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/finanzkommission-gesundheit 

(vgl. dort insbesondere die Empfehlung Nr. 20: Streichung der Kostenübernahme für homöo-
pathische Leistungen.) 

Die Empfehlung der Finanzkommission Gesundheit bezog sich allerdings nur auf homöopathi-
sche Leistungen und Arzneimittel.  

Überraschend wird dieses Vorhaben nun ausgedehnt auch auf Arzneimittel und Leistungen 
der Anthroposophischen Medizin, obwohl dies nicht Gegenstand der Empfehlungen der Fi-
nanzkommission Gesundheit war. Auch betrifft es nicht mehr nur die Kategorie der Satzungs-
leistungen.  

Dieser Gesetzentwurf der Bundesregierung geht jetzt an den Deutschen Bundestag zur parla-
mentarischen Beratung. Nach derzeitigem Planungsstand soll das Gesetz noch vor der Som-
merpause vom Bundestag beschlossen werden und in der ersten Stufe zum 01.01.2027 in 
Kraft treten.  

Hier erfolgt eine Kurzübersicht über die geplanten Regelungen und eine erste juristisch Ein-
schätzung:  

(Der Gesetzentwurf enthält neben dem kompletten Ausschluss von Arzneimitteln und Leistun-
gen von Homöopathie und Anthroposophischer Medizin zahlreiche weitere Maßnahmen zur 
Stabilisierung der Finanzen der GKV.) 
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I. Kompletter Ausschluss der Arzneimittel und Leistungen der Anthropo-
sophischen Medizin und der Homöopathie aus der GKV 

Der Gesetzentwurf zielt auf einen vollständigen Ausschluss sämtlicher Arzneimittel und Leis-
tungen der Anthroposophischen Medizin ab.  

 Homöopathische und anthroposophische Arzneimittel werden komplett aus der 
GKV-Erstattung ausgeschlossen 
Damit schließt der Gesetzgeber die anthroposophischen und homöopathischen Arz-
neimittel komplett aus. Das gilt somit für alle Kategorien. Ausgeschlossen sind also: 

o Nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel für Kinder 
o Nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel, die bisher über § 12 Abs. 6 AM-RL 

und die GAÄD-Listen C1- und C1 verordnungsfähig waren 
o Nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel, die bisher über § 12 Abs. 8 AM-RL 

zur Behandlung schwerwiegender Nebenwirkungen anderer Arzneimittel ver-
ordnungsfähig waren 

o Verschreibungspflichtige Arzneimittel  
o Auch die anthroposophischen Mistelpräparate wären damit gesetzlich aus der 

Erstattung ausgeschlossen.  
 

 Homöopathische und Anthroposophische Arzneimittel und Leistungen (Therapien!) 
werden auch als Satzungsleistungen und auch als Bestandteil von den Verträgen 
nach § 140a SGB V ausgeschlossen 

o Damit wird auch der Kostenübernahme für die anthroposophischen Therapien 
wie Anthroposophische Kunsttherapie, Heileurythmie/Eurythmietherapie und 
Rhythmische Massage die Grundlage entzogen 

o Diese Therapien dürfen weder über Verträge nach § 140a SGB V noch als Sat-
zungsleitungen (wie z.B. bisher Securvita BKK) erstattet werden 
 

 Bisherige Programmsätze im SGB zur Gewährleistung einer therapeutischen Vielfalt 
oder zur Berücksichtigung der besonderen Wirkungsweise der Arzneimittel der be-
sonderen Therapierichtungen werden gestrichen; ebenso wird der Programmsatz in 
§ 2 Abs. 1 S. 2 SGB V gestrichen, wonach Leistungen und Arzneimittel der besonderen 
Therapierichtungen nicht ausgeschlossen sind.  

In der Gesetzesbegründung wird angeführt:  

Hintergrund ist, dass homöopathische und anthroposophische Arzneimittel sowie homöo-
pathische und anthroposophische Leistungen aufgrund der fehlenden wissenschaftlichen 
Evidenz einer Wirksamkeit nach den anerkannten internationalen wissenschaftlichen Stan-
dards der evidenzbasierten Medizin künftig nicht mehr von der Erstattungsfähigkeit um-
fasst sein sollen. (Seite 99 des Gesetzentwurfes) 

Der Gesetzentwurf enthält keinerlei Referenzen, auf welcher Daten- und Wissensgrundlage 
der Gesetzgeber zu dieser Beurteilung fehlender Evidenzbasierung der Wirksamkeit dieser 
Leistungen kommt.  
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II. Gesetzentwurf betrifft „nur“ die GKV-Erstattung 

Gegenstand des Gesetzentwurfes ist allerdings ausschließlich die Frage der GKV-Erstattungs-
fähigkeit, also die Frage der Kostenübernahme für Arzneimittel und Leistungen der Anthropo-
sophischen Medizin durch die gesetzlichen Krankenkassen. Die Zulässigkeit der Leistungser-
bringung der Anthroposophischen Medizin und die Verfügbarkeit der Arzneimittel und Leis-
tungen als solche werden durch den Gesetzentwurf nicht in Frage gestellt.  

So heißt es in der Gesetzesbegründung zu § 11 Abs. 6:  

„Die Nutzung von Homöopathika und Anthroposophika sowie homöopathischer Leistungen 
sollte daher ausschließlich auf der eigenverantwortlichen Entscheidung der Versicherten zur 
Finanzierung dieser Leistungen beruhen und nicht vom Versichertenkollektiv der Kranken-
kasse(n) getragen werden.“ (Seite 103 des Gesetzentwurfes) 

Und in der allgemeinen Gesetzesbegründung heisst es:  

„Versicherte können sich homöopathische und anthroposophische Leistungen weiterhin 
selbst beschaffen und bei Bedarf private Versicherungen zur Kostenübernahme abschlie-
ßen.“ (Seite 69 des Gesetzentwurfes) 

Auch der Arzneimittelstatus der Arzneimittel bleib durch diesen Gesetzentwurf unangetastet.  

III. Argumente gegen den Gesetzentwurf 
1. Falsche Grundlagen 

Der Hinweis auf eine angeblich fehlende Evidenz ist falsch.  

Sowohl zur Homöopathie wie auch zur Anthroposophischen Medizin liegen zahlreiche Studien 
zur Wirksamkeit und zum Nutzen vor.  

https://www.ifaemm.de/forschung/3-anthroposophische-medizin/ 

https://www.anthromedics.org/BAS-0327-DE 

https://www.ifaemm.de/forschung/4-2-systematisches-review/ 

https://t1p.de/frvay  (Kurzlink zur Webseite der Uni Bern) 

2. Ungleichbehandlung  

Der komplette Ausschluss der Leistungen der Therapierichtungen der Anthroposophischen 
Medizin stellt eine willkürliche Ungleichbehandlung (Schlechterstellung) mit anderen Metho-
den und GKV-Leistungen dar.  

3. Ökonomische Effekte gering und zweifelhaft  

Die angestrebten Spareffekte sind marginal und überdies zweifelhaft. Homöopathie und Anth-
roposophische Medizin kosten die Krankenkassen pro versicherter Person 53 Cent im Jahr. Sie 
sind nicht der Grund für die Finanzprobleme der Krankenkassen. Wer hier streicht, spart nicht, 
sondern verschiebt Kosten in teurere Behandlungen. 

IV. Rechtsschutzmöglichkeiten 
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Gegen den Gesetzentwurf regt sich Widerstand. 

https://www.weils-hilft.de/kampagne/gkv-reform-2026 

Im Rahmen der Kampagne „weil `s hilft“ haben schon fast 15.000 Menschen gegen diesen 
Gesetzentwurf gestimmt. Rund 200.000 Menschen hatten sich bereits 2024 für den Erhalt die-
ser Leistungen im Rahmen der damaligen Petition positioniert. Jede neue Stimme macht sicht-
bar: Diese Entscheidung darf nicht an den Menschen vorbei getroffen werden.   

Weil`s hilft hat außerdem eine Aktion vorbereitet, bei der jeder mit wenigen Klicks direkt sei-
nen Abgeordneten im Wahlkreis ausfindig machen und anschreiben kann: 

https://www.weils-hilft.de/deine-stimme-jetzt#E-Mail-Tool 

Sollten die Arzneimittel und Leistungen der Anthroposophischen Medizin und der Homöopa-
thie dennoch aus der GKV-Erstattung ausgeschlossen werden, stehen gegen diesen Ausschluss 
diverse Rechtsschutzmöglichkeiten zur Verfügung:  

Grundsätzlich können alle durch das Gesetz unmittelbar nachteilig betroffenen Gruppen ge-
gen diese Gesetzesänderung klagen. Es muss allerdings eine Grundrechtsverletzung geltend 
gemacht werden.  

Eine sog. Gesetzesverfassungsbeschwerde unmittelbar gegen die Gesetzesänderungen im 
SGB V ist wegen der Subsidiarität der Verfassungsbeschwerde und des Gebots der Ausschöp-
fung des Rechtsweges in der Regel nicht statthaft.  

Am naheliegendsten sind Leistungsklagen von GKV-Versicherten, deren Leistungen gestri-
chen werden, gegenüber den Sozialgerichten. Am Ende des fachgerichtlichen Instanzenzuges 
steht als außerordentlicher Rechtsbehelf dann die Urteilsverfassungsbeschwerde zum Bun-
desverfassungsgericht offen. 

Eine Klagemöglichkeit besteht allerdings erst, wenn das Gesetz tatsächlich definitiv beschlos-
sen ist und im Regelfall auch erst, wenn das Gesetz in Kraft getreten ist.  

Die Hürden für erfolgreiche Klagen sind allerdings hoch. Dem Gesetzgeber kommt ein (weiter) 
Gestaltungsspielraum bei der Ausgestaltung der Sozialsysteme und auch bei der Beurteilung 
der Evidenzlage und der Notwendigkeit von Einsparungen zu. Auch muss nicht alles von der 
GKV erstattet werden, was wirksam und nützlich ist. Allerdings muss die gesetzliche Ausge-
staltung willkürfrei erfolgen und auf richtigen Tatsachengrundlagen getroffen werden.  

Die zu erwartende Zeitdauer der Gerichtsverfahren ist mit Blick auf den Instanzenzug lang. Die 
Hürden für einen Erfolg im Eilrechtsschutz sind ebenfalls sehr hoch.  

Eine detailliertere Prüfung der Rechtsschutz-Möglichkeiten und eine Abwägung einer Prozess-
strategie erfolgt gesondert.  Mit Blick auf den Umstand, dass die Gesetzesbegründung bisher 
jede Auseinandersetzung mit dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Anthropo-
sophischen Medizin und zur Homöopathie vermissen lässt und auch mit Blick auf eine willkür-
liche Ungleichbehandlung gegenüber anderen GKV-Leistungen sind Klagen auf der anderen 
Seite auch nicht aussichtslos. Wir werden sicherlich nichts unversucht lassen.  


